Stadt Freyung
Fax-Nr. 08551/588280

- Bürgerbüro -
Rathausplatz 1

94078 Freyung

Antrag auf Einrichtung einer Übermittlungssperre gemäß §§ 36, 42 und 50 BMG

bezüglich der Datenübermittlung

an Parteien und Wählergruppen sowie andere Träger von Wahlvorschlägen

Gruppenauskünfte in Zusammenhang mit Wahlen oder Abstimmungen auf staatlicher oder kommunaler Ebene

von Alters oder Ehejubiläen

Auskünfte an Mandatsträger sowie Presse oder Rundfunk


an Adressbuchverlage

Auskünfte zu Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben


an Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften

Auskünfte zu personenbezogenen Daten von Familienangehörigen eines ihrer Mitglieder, die nicht derselben


oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft angehören


an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr

Datenübermittlung zum 31.03. bezüglich Personen, die im darauf folgenden Jahr volljährig werden




(Bitte die Hinweise und Erläuterungen beachten.

Zutreffendes bitte ankreuzen, am PC oder in Druckschrift 


ausfüllen und Kopien der Ausweispapiere beifügen)

Angaben zur Person:

	Name, Vorname
	     

	Straße, Hausnummer
	     

	PLZ, Ort
	     

	Telefon
	     

	E-Mail
	     


Angaben zu weiteren Personen:


Der Antrag soll sich auch auf folgende Familienmitglieder im gleichen Haushalt erstrecken:

Name, Vorname, Geburtsdatum

	     

	     

	     

	     

	     


     
Ort, Datum                                     Unterschriften aller Antragsteller
Hinweise und Erläuterungen

1.   Umfang der Übermittlungssperre

1.a  Parteien und Wählergruppen (§ 50 Abs. 1 BMG)

Das Bundesmeldegesetz erlaubt in § 50 Abs. 1 an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten eine Auskunft über Vor- und Familiennamen, akad. Grade und derzeitige Anschriften von Gruppen von Wahlberechtigten, soweit für deren Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden.

Dieser Auskunftserteilung kann widersprochen werden.

1.b  Alters- und Ehejubiläen (§ 50 Abs. 2 BMG)

Nach § 50 Bundesmeldegesetz können Mandatsträger, Presse oder Rundfunk eine Auskunft über Vor- und Familiennamen, akad. Grade, Anschriften, Datum und Art des Jubiläums erhalten. Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehejubiläum. Der Widerspruch eines Ehegatten gegen die Übermittlung von Ehejubiläen wirkt auch für den anderen Ehegatten. Der Widerspruch kann nur durch beide Ehegatten gemeinsam widerrufen werden.

1.c  Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 3 BMG)

Das Bundesmeldegesetz erlaubt in § 50 eine Auskunft an Adressbuchverlage über Vor- und Familiennamen, akad. Grade und Anschriften von Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Dieser Auskunftserteilung kann widersprochen werden.

1.d  Öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (§ 42 Abs. 3 BMG)

Das. Bundesmeldegesetz sieht vor, dass den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften neben den Daten ihrer Mitglieder auch Daten von Familienangehörigen, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, mitgeteilt werden. Der betroffene Familienangehörige - also nicht das Kirchenmitglied selbst - kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden. Sind minderjährige Kinder betroffene Familienangehörige, so ist ggf. die Unterschrift von beiden Ehegatten erforderlich.

Eine beantragte Übermittlungssperre ist unwirksam, soweit die Daten für die Erhebung der Kirchensteuer weitergegeben werden.

1.e  Übermittlung von Daten an die Bundeswehr (§ 36 Abs. 2 BMG)
Das Bundesmeldegesetz erlaubt in § 36 eine Übermittlung von Daten an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr nach § 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes. Dies gilt nur für Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

2.  Antragstellung

Der Antrag muss nicht begründet werden; es genügt, das entsprechende Feld auf dem Formblatt anzukreuzen.

Er kann persönlich abgegeben, mit der Post übersandt oder per Fax übermittelt werden.

2.a  Persönliche Antragstellung

Die persönliche Antragstellung kann im Rathaus, Bürgerbüro, Rathausplatz 1, 94078 Freyung erfolgen.

Die Antragstellerin/der Antragsteller muss dabei ihre/seine Identität nachweisen. Bringen Sie daher bitte zur Vorsprache einen amtlichen Lichtbildausweis (Personalausweis oder Reisepass) mit.

2.b  Antragstellung per Fax oder Post

Nach Eingang des Antrags werden/wird die Übermittlungssperre(n) in das Melderegister eingetragen. 

Bitte die Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises (Personalausweis oder Reisepass) beilegen.

3. Gebühren

Die Einrichtung einer Übermittlungssperre ist gebührenfrei.
